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Während der beiden zurückliegenden, 
turbulenten Jahrzehnte hat sich in der 
philippinischen Gesellschaft vieles ver
ändert. Die Wirtschaft ist nicht mehr in 
erster Linie von der Landwirtschaft ab
hängig. Die feudalen Strukturen, die den 
Nährboden für Radikalismus und auf
ständische Bewegungen der Bevölkerung 
in den ländlichen Gebieten bildeten, sind 
nicht länger signifikant. Die Agrarindu
strie, das verarbeitende Gewerbe und ein 
rapide expandierender Dienstleistungs
sektor machen den Hauptteil des Sozial
produktes aus. Im Verhältnis dazu sind 
traditionelle Marktfruchtexporte zu
rückgegangen. Elektronische Kompo
nenten wie auch arbeitsintensive Fertig
waren zählen nun zu unseren wichtigsten 
Exporten. Die Hauptquelle des philippi
nischen Zahlungsbilanzüberschusses wird 
von Wanderarbeitern aufgebracht, deren 
Zahl zu jeder beliebigen Zeit auf etwa ei
ne Million geschätzt wird.

Veränderte Wirtschafts
und Sozialdaten

Diese radikal veränderten Charakteri
stika der Wirtschaft spiegeln sich in de
mographischen Strukturen. Die Bevöl
kerung ist jetzt mehrheitlich städtisch. 
Etwa einer von fünf Filipinos lebt nun im 
Großraum Manila sowie in den benach
barten urbanen Gebieten. Die Mehrheit 
der Bevölkerung ist jung: Ungefähr drei 
Viertel sind 35 Jahre und darunter. Sin
kende Produktivität und Einkommen in 
den ländlichen Gebieten bewirkten eine 
massive Migration in die Städte. Der 
größere Anteil der Bevölkerung Manilas 
wird nun den städtischen Armen zuge
rechnet: mit Gelegenheitsarbeit, ohne 
dauerhaften Wohnsitz und Einkommen 
unter der Armutsgrenze. Sie artikulieren 
ihre sozialen Forderungen grundlegend 
anders als ihre bäuerlichen Vorfahren. So 
hat z.B. die arme städtische Bevölkerung 
die Forderungen nach einer Agrarreform 
nicht unterstützt. Sie sind grundsätzlich 
eher an Beschäftigungsgelegenheiten in
teressiert und begrüßen daher ausländi
sche Investitionen in den Industriegebie
ten, da diese wirtschaftliche Möglichkei
ten eröffnen.
Das Ausmaß des Phänomens der 
Wanderarbeit (sowohl extern als auch 
inländisch) hat dramatische Auswirkun
gen auf die politische Ökonomie der 
ländlichen philippinischen Gesellschaft.

Die meisten Haushaltseinkommen in den 
landwirtschaftlichen Kommunen sind 
mehr und mehr von den Löhnen und Er
sparnissen der Arbeiter in den Metropo
len abhängig. Die Einkommen aus der 
landwirtschaftlichen Produktion sind 
zunehmend zweitrangige Quellen ge
worden. Ein steigender Anteil der land
wirtschaftlichen Einkommen stammt aus 
Verbindungen mit großen Agrar-Unter- 
nehmen, entweder direkt in Form von 
Löhnen oder indirekt durch Vertragsan
bau. Nur einige wenige - zumeist rand
ständige - Kommunen können als weit
gehend eigenständige Selbstversorger 
beschrieben werden.
Sowohl die Aufstandsbewegungen als 
auch die basisorientierten Nichtregie
rungsorganisationen (NROs) drängen 
sich in den Winkeln wirtschaftlich un
bedeutender Kommunen. Hier verfolgen 
sie grundsätzlich unvereinbare Wege. Die 
von den aufständischen Bewegungen 
organisierten randständigen Kommunen 
tendieren zur Entwicklung einer Subsi
stenzproduktion, die durch vergleichs
weise stagnierende Einkommen und an
haltende Marginalisierung charakterisiert 
werden kann. Die marginalen Kommu
nen der basisorientierten NROs - in der 
Hauptsache Kooperativen und lokale 
Kleinindustrien - orientieren sich in 
Richtung auf die zunehmende Integration 
in den wirtschaftlichen Mainstream. Die 
neugeschaffenen Produktionsprozesse in 
diesen Kommunen zielen auf steigende 
Wertschöpfung in der Produktion und 
deren Umsetzung auf dem nationalen und 
internationalen Markt. Deshalb sind die 
NGOs gewissermaßen die wahren Riva
len der aufständischen Bewegungen in 
den marginalen wirtschaftlichen Sekto
ren. Diese Tatsache wird die innere Dy
namik der fortschrittlichen Bewegungen 
auf den Philippinen beeinflussen.

Übergang von
Protektionismus zu globaler 
W ärtschaftsän tegration

Weniger als ein Zehntel der Lohnar
beiter auf den Philippinen sind gewerk
schaftlich organisiert. Die organisierten 
Arbeiter sind in großen Firmen konzen
triert, entweder multinationalen oder 
exportorientierten Joint Venture-Unter- 
nehmen. Die Arbeiter in diesen Ge
werkschaften sehen ihre Absicherung 
durch zunehmende Transnationalisierung

und Integration in die globale Wirtschaft 
gefördert. Während sie sich aktiv für 
Lohn- und Sozialleistungen einsetzen, 
zögern sie, sich an politischen Streiks zu 
beteiligen. Der zweitgrößte Anteil orga
nisierter Arbeiter befindet sich in der 
Dienstleistungsindustrie, z.B. in Hotels. 
Die militantesten Gewerkschaften finden 
sich in der einstmals sehr geschützten 
heimischen Industrie. Die bedeutendste 
Basis politischer Streikaktivitäten besteht 
zur Zeit unter den organisierten Bus- 
und Jeepneyfahrem im Transportsektor. 
Wenngleich sie mit ihren Streiks teil
weise die Großstädte lahmlegen können, 
erhalten sie wenig Unterstützung von den 
Industriegewerkschaften und den Pend
lern, da vor allem Lohnarbeiter, die öf
fentliche Verkehrsmittel benutzen, be
troffen sind.
Angesichts des gegenwärtigen Libera
lisierungsprogrammes (zur Demontage 
protektionistischer Politik) müssen die 
Industrien, in denen die militanten Ge
werkschaften organisiert sind, entweder 
ihre Produktivität verbessern, oder sie 
verlieren im Wettbewerb mit dem Aus
land. Deshalb zaudern seit kurzem viele 
militante Gewerkschaften, nachdrücklich 
Lohnerhöhungen zu fordern. Einige we
nige haben sich für Lohnkürzungen ent
schieden, um ihrer Industrie beim 
schwierigen Übergang vom Protektio
nismus zu einem hochgradig wettbe
werbsorientierten Handelsklima zu hel
fen. Unter einem protektionistischen Sy
stem kann der nationale Industriesektor 
dem Druck der militanten Gewerkschaf
ten durch Abwälzen der Kosten auf die 
Verbraucher begegnen. Dies ist immer 
weniger möglich geworden, und die Li
beralisierungsreformen zeigen ihre Wir
kung in einem Rückgang militanter Ak
tivitäten der Gewerkschaften.
Der signifikanteste Faktor am wirt
schaftlichen Horizont ist die Asean Free 
Trade Area (AFTA). Geformt nach dem 
Vorbild des europäischen gemeinsamen 
Marktes, wird die AFTA, die sich im 
Rahmen rückläufiger staatlicher Einmi
schung in die Wirtschaft bewegt, inner
halb des nächsten Jahrzehnts zu ver
stärkter Integration der südostasiatischen 
Volkswirtschaften ermutigen. Technolo
gien, Standards der Produktivitätseffizi
enz und Märkte werden in hohem Maße 
geteilt werden. In wenigen Jahren werden 
aufgrund von regionaler wirtschaftlicher 
Integration traditionelle nationalistische 
Forderungen nach "autarker und selbst
versorgender" Wirtschaft irrelevant wer
den. Die Wirtschaftsziele der radikalen 
linken Bewegungen - die Formen einer
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Quasi-Entflechtung, einer starken Posi
tion des Staates und einem protegierten 
"nationalen kapitalistischen Sektor" be
inhalten - werden ihre ökonomische 
Grundlage sowie ihre politische Anhän
gerschaft verlieren.

Dezentralisierung der 
politischen Macht

Parallel zu erheblichen Veränderungen 
auf wirtschaftlichem Gebiet haben sich 
die Regierungsinstitutionen ebenfalls ge
ändert und somit auch das Terrain der 
politischen Auseinandersetzung. Von 
der kolonialen Periode bis hin zur Mar
cos-Diktatur folgten die Regierungsein
richtungen dem Konzept 
der Zentralisierung und 
Konsolidierung. Auf sei
nem Höhepunkt besaß 
der philippinische Staat 
eine beängstigende Ka
pazität, in die Wirtschaft 
zu intervenieren, Markt
kräfte zu dirigieren und 
somit unter Zuhilfenah
me politischer Instru
mentarien seine eigene 
ökonomische Basis zu 
schaffen. Diese Staats
form trug später an der 
Last der steigenden Ko
sten der Staatserhaltung 
sowie steigender Ineffi
zienz in der Wirtschaft.
Außerdem war sie unfä
hig, Investitionen anzu
ziehen, da Bedingungen 
herrschten, die gerade 
wegen der Interven
tionsmöglichkeiten des 
Staates in die Wirtschaft 
aus politischen Motiven 
unvorhersehbar waren.
Das Marcos-Regime 
führte zu einer poli
tisch-ökonomischen Si
tuation, die nicht mit 
neuen wirtschaftlichen 
Trends in der Region 
vereinbar war. Mehr 
noch als durch ihre Neigung zu plündern, 
begann der Niedergang der Diktatur, weil 
sie eine überholte Regierungsform ge
worden war. Dieses Veralten spiegelte 
bzw. artikulierte sich in einer ernsthaften 
wirtschaftlichen Krise und einer durch 
die Apparaturen des Protektionismus 
selbst gelähmten ökonomischen Grund
lage. Aus der Ablehnung der Diktatur 
durch das Volk wurde schließlich eine 
Ablehnung der Staatsform, auf der sich 
die Diktatur gründete.
Seit der Aquino-Periode bis in die 
Gegenwart ist das Zentralisierungsmuster 
der Vergangenheit erfolgreich umgestellt 
worden. Der Kern der Politik wie auch 
der organisatorischen Reformen der 
letzten Jahre ist durch Dezentralisierung

und Machtübertragung charakterisiert. 
Während den Stärken und Schwächen 
pluralistischer Politik viel Beachtung 
geschenkt worden ist, haben sich die 
wirklich signifikanten Veränderungen in 
der Regierungsstruktur selbst vollzogen. 
Der wichtigste Wendepunkt war die 
Verabschiedung des Local Government 
Code im Jahr 1991. Dieses große ge
setzgeberische Werk hat die Macht der 
Kommunalverwaltungen gestärkt, die 
Autonomie untergeordneter politischer 
Gremien gesteigert, die Repräsentation 
von Volksorganisationen in den Ent
scheidungsorganen der Kommunalparla
mente institutionalisiert und - das Wich
tigste - die Rolle der nationalen Exeku
tive irreversibel vermindert. Es ist anzu

nehmen, daß die Entstehung der Kom
munalverwaltungen als politische Ent
scheidungsstellen großen Einfluß auf das 
Terrain haben wird, in dem gesellschaft
liche Kämpfe ausgetragen werden.
Zuvor war die Präsidentschaft der Ort 
aller politischen Entscheidungen gewesen 
und somit die zentrale Stelle politischer 
Auseinandersetzung. Die Dezentralisie
rung der Exekutivgewalt auf die Kom
munalverwaltungen dezentralisiert also 
auch die Orte der gesellschaftlichen 
Auseinandersetzungen. Die Dezentrali
sierung der Macht wird dadurch vergrö
ßert, daß die nationale Exekutive im Zu
sammenhang mit der Deregulierung 
ebenfalls einen erheblichen Teil ihrer In
terventionsfähigkeit verliert. Dezentrali
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sierung und Deregulierung werden ih
rerseits durch die zunehmende Unab
hängigkeit der Bürokratie und der durch 
die Verfassung vorgeschriebenen Kör
perschaften verstärkt. Weder die Prä
sidentschaft noch der Kongreß können 
beispielsweise dem Wertpapier- und 
Devisenamt (Securities and Exchange 
Commission) oder dem Rechnungsprü
fungshof (Commission on Audit) Vor
schriften machen. Jegliche Anstrengun
gen, die Autonomie unabhängiger 
Staatsinstitutionen, die die Kontinuität 
und Voraussehbarkeit in der zivilen Ge
sellschaft sicherstellen, zu unterminieren, 
werden harte und prompte Reaktionen 
von Investoren und der öffentlichen 
Meinung zur Folge haben. Die Zurück
weisung wird sich umgehend in der 
Wirtschaft bemerkbar machen. Auch die 
professionellen Militärorganisationen 
haben nach langen Jahren tiefer Zersplit
terung und Politisierung einigermaßen 
gut entwickelte Verfahrensweisen her
vorgebracht, die institutioneile Autono
mie garantieren. So ist es wahrscheinlich, 
daß jeder Versuch der Präsidentschaft, 
beispielsweise die Armee für politische 
Zwecke zu mißbrauchen, von einem Of
fizierskorps scharf zurückgewiesen wird, 
das nun intensiv auf seine Professionali
tät bedacht ist und sich vor einer Rück
kehr der Bedingungen, die zuvor die 
Organisation empfindlich gestört hatten, 
in acht nimmt.
Hier ist es wichtig zu erwähnen, daß 
Präsident Fidel Ramos der erste philip
pinische Präsident ist, der aus einer 
Laufbahn im öffentlichen Dienst her
vorgegangen ist. Frühere philippinische 
Präsidenten stammten entweder aus 
Großgrundbesitzerfamilien oder waren 
professionelle Politiker, die Allianzen 
mit Wirtschaftsbossen knüpften, um ihre 
politische Basis aufzubauen. Ramos be
greift, daß die Stärke und Kontinuität der 
politischen Ordnung von der Verbesse
rung der Professionalität im öffentlichen 
Dienst abhängen. Dieses grundlegende 
politische Gesetz spiegelt sich nicht nur 
in seinem Regierungsstil wider, sondern 
auch im wachsenden Zutrauen der Be
hörden, politische Prozesse vom Diktat 
parteigebundener und eigennütziger In
teressen zu isolieren.
Die wachsende Unabhängigkeit der 
politisch entscheidenden Stellen und die 
Dezentralisierung der Exekutivgewalt in 
einem System der Deregulierung ver
bessern die formale Gewaltenteilung 
zwischen den exekutiven, legislativen 
und judikativen Zweigen der Regierung. 
Obwohl der philippinische Kongreß 
weiterhin als eine Bastion der Groß
grundbesitzerelite karikiert wird, enthüllt 
eine genauere Untersuchung seiner Zu
sammensetzung, der tatsächlichen Hin
tergründe seiner Mitglieder und der Natur 
seiner Gesetzgebung eine andere Realität. 
Sowohl der Sprecher des Repräsentan
tenhauses als auch der Präsident des
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philippinischen Senats kommen aus dem 
Untemehmensbereich und spiegeln die 
kosmopolitische, vorwärtsschauende und 
produktivitätszentrierte Wirtschaftsagen
da der städtischen Geschäftseliten wider. 
Der politische Einfluß der alteingesesse
nen Großgrundbesitzerelite ist proportio
nal zur Abnahme der realen ökonomi
schen Bedeutung der Agrarproduktion 
gesunken. Die Führer der Legislative 
sind sich des dramatischen Wandels, der 
in der Dynamik und im Charakter der 
Wahlpolitik stattgefunden hat, deutlich 
bewußt und halten deshalb zur politi
schen Unterstützung nach neu auftau
chenden Wählerschaften Ausschau.

Wachsende Unabhängigkeit 
der Wähler
Die allgemeinen Wahlen im Mai letz
ten Jahres enthüllten neue Trends und 
Faktoren, die den traditionellen Charak
terisierungen dieser Dimension der phil
ippinischen Politik trotzen. In der Ver
gangenheit waren die nationalen politi
schen Parteien auf die Fähigkeiten zur 
Wählermobilisierung und die finanziellen 
Zuwendungen der Grundbesitzerelite 
angewiesen. Zu einer Zeit, als ein Groß
teil der Bevölkerung in den Produkti
onssystemen der Landbesitzer gefangen 
war und die nationale Produktion vor al
lem aus Plantagen und der Subsistenz
landwirtschaft kam, war dieses Muster 
verständlich. Doch mit den Veränderun
gen, die sich in den Strukturen der na
tionalen Wirtschaft vollzogen haben - 
wobei diese durch demographische 
Veränderungen begünstigt worden sind - 
hat sich der Charakter der Wahlpolitik 
ebenso geändert. Die wichtigsten politi
schen Parteien, die im letzten Jahr an den

Wahlen teilgenommen haben, verließen 
sich auf städtische - hauptsächlich dem 
Handels-, dem Industrie- und dem Ka
pitalgesellschaftssektor angehörende - 
Unterstützer zur Finanzierung ihrer 
Wahlkampforganisationen. Die lokalen 
Eliten waren auf die Unterstützung durch 
nationale politische Parteiorganisationen 
angewiesen, während sie früher die na
tionalen Kandidaten finanziert hatten. 
Der zentrale Schwerpunkt der Wahlpoli
tik hat sich in entscheidender Weise von 
den ländlichen Grundbesitzern zu den 
städtischen Kapitalinhabern verlagert.
Die Veränderungen der politischen 
Parteiorganisation und der Wahlkampf

finanzierung gingen mit einem Wechsel 
in der Wählerzusammensetzung und 
-einstellung einher. Die traditionellen, an 
Wählerstimmen reichen ländlichen Be
zirke, auf die die landbesitzende politi
sche Aristokratie sich bei Wahlen ver
ließ, um die Zusammensetzung der na
tionalen politischen Elite zu beeinflussen, 
waren durch massive Urbanisierung und 
Abwanderung erodiert. Die Diversifi
zierung der Beschäftigung und der wirt
schaftlichen Verkettungen in den ruralen 
Gebieten trugen weiterhin zu diesem 
Abbröckeln bei. Von ihren wirtschaftli
chen Banden zu den traditionellen 
Grundbesitzern befreit - die im übrigen 
durch ökonomische Diversifizierung und 
Landreform ebenfalls dezimiert worden 
sind - traf die Masse der Wähler Wahl
entscheidungen, die von den traditionel
len politischen Führern unbeeinflußt 
waren. Dieser Trend zu wachsender 
Wählerunabhängigkeit ist durch die 
Verlagerung der Bevölkerung von rura
len in urbane Gebiete, durch die Zu
nahme junger und insgesamt besser aus

gebildeter Wähler und durch den erwei
terten Zugang zu den Massenmedien 
noch erhöht worden. Das veränderte 
Wahlterrain erklärt, warum die Prä
sidentschaftskandidaturen von Ramon 
Mitra und Eduardo Cojuangco - beide 
abhängig von den Wählermobilisie
rungsfähigkeiten ihrer Verbündeten in 
den lokalen Eliten - stolperten, während 
die Kandidaturen von Fidel Ramos und 
Miriam Santiago eine große Wähler
schaft anzogen.

Angleichung der 
politischen Kultur durch 
die Massenmedien

Die wachsende Homogenisierung der 
politischen Kultur, die durch rapiden 
technologischen Fortschritt in der Kom
munikation vorangetrieben wurde, ist ein 
weiterer Punkt, der nähere Betrachtung 
verdient. Mehr als 80 % der philippini
schen Haushalte haben Zugang zu einem 
Radio. Ein Drittel dieser Haushalte be
sitzt einen Fernseher, obwohl mehr als 
die Hälfte der philippinischen Bevölke
rung Zugang zu Femsehinformationen 
hat. Durch die elektronischen Medien 
wird eine intensive und unmittelbare 
Kenntnis über die Probleme und Ereig
nisse in der Nation und in der Welt er
zeugt. Die Medienuntemehmen sind, seit 
sie nach Abschaffung der Diktatur von 
politischer Kontrolle befreit sind, zu 
wichtige Machtkanälen geworden. Sie 
fungieren als Kanäle für Rückmeldungen 
aus der Bevölkerung auf die Regie
rungspolitik und sind gleichermaßen ef
fektive Instrumente zur politischen 
Konsensbildung. Das rasch ansteigende 
Angebot an Massenkommunikation und 
die elektronische Reproduzierbarkeit der 
Informationen wird auch weiterhin eine 
tragende Rolle bei der Angleichung der 
Demokratisierung auf den Philippinen 
spielen.

Optionen jenseits von Wahlen 
und bewaffnetem Kampf

Bei der Betrachtung aller bisher ge
nannten Punkte scheint es naiv, die Zu
kunft der vom Volk ausgehenden An
strengungen für eine umfassendere De
mokratisierung allein in den künstlichen 
Alternativen zwischen bewaffnetem 
Kampf und Wahlkampf zu sehen. Keine 
dieser beiden Optionen kann eine le
bensfähige Komponente einer neuen Po
litik mit breiterem Engagement der Be
völkerung bei der Gestaltung der Polit— 
Strategien sein. Es gibt einen weiten Be
reich zwischen den beiden Formen der 
Einbeziehung und des Engagements der 
Bevölkerung, der durch demokratische 
Kräfte in der philippinischen Gesellschaft 
bereits geöffnet worden ist. Diese be
inhalten breite Koalitionen, die sich 
scharf fokussierter politischer Problem

wird People Power sich entfalten? Foto: R. Siebert
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Stellungen annehmen, wie z.B. dem 
Kongreß für eine Agrarreform des Vol
kes (Congress for a Peoples Agrarian 
Reform), der Koalition für Schuldenfrei
heit (Freedom from Debt Coalition) und 
dem Grünen Forum (Green Forum). Die 
Interessen und die Mitwirkung organi
sierter progressiver Aktivisten haben sich 
auch erweitert und beinhalten jetzt - 
neben dem Schutz verwundbarer sozia
ler Gruppen wie Stammesminoritäten, 
Kleinfischem und Hochlandbauem - 
Gruppen, die mit alternativen Finanzie
rungsnetzwerken der Basis, feministi
schen Organisationen und Wanderarbei
terorganisationen Zusammenarbeiten.
Die Einmischung progressiver Grup
pen in die Wahlpolitik hat in den letzten 
Jahren keine spektakulären Resultate er
zielt. Dieser Fehlschlag läßt sich auf das 
Fehlen einer realistischen Wahlplattform, 
ein überholtes Verständnis von der 
Wählerschaft, aus der die philippinische 
Gesellschaft sich heute zusammensetzt 
und eine doktrinäre Annäherung an die 
Wahlpolitik zurückführen. Nimmt man 
die irreversible Diversifizierung von In
teressengruppen in einer komplexeren 
Gesellschaft und den Meinungspluralis
mus bei offenem Zugang zu den Mas
senmedien, ist es weder möglich, das 
Wahlterrain durch die Hinwendung zu 
Minoritätenproblemen zu meistern noch 
durch die fortlaufende Kultivierung einer 
ideologischen Identität, die ihre Fähigkeit 
verloren hat, die Vorstellungen und Be
strebungen der Mehrheit für sich einzu
nehmen.
Gleichzeitig sind die politischen Be
dingungen und sozialen Grundlagen, die 
noch vor zwei Jahrzehnten den bewaff
neten Aufständischen ermöglichten, Un
terstützung zu bekommen und sich gegen 
schlimmste repressive Kampagnen zu 
behaupten, entweder aufgelöst oder ero
diert. Mit einer dezimierten Landbevöl
kerung, der Auslöschung der traditionel
len Bauernschaft durch die Ausbreitung 
gemischter Haushaltseinkommen, der 
Eingliederung immer größerer wirt
schaftlicher Sektoren in die Regional
wirtschaft und den neuen Kriegstechno
logien, scheint die Strategie des bewaff
neten Kampfes gegen den Staat nicht 
mehr lange fortgesetzt werden zu kön
nen. Dieses Fortführungsproblem ver
mengt sich mit organistorischen und lo
gistischen Schwierigkeiten der aufstän
dischen Bewegungen angesichts natio
naler und globaler Trends. Außerhalb der 
internen Probleme liegen Veränderungen 
in den politischen Erwartungen der 
Massen, die neuen Realitäten der Regie
rungsform, die Diskreditierung der or
thodoxen linken Ideologien und ein 
wachsender gesellschaftlicher Konsens 
zu Frieden als der Grundlage für Wohl
stand. Die großen Massenbewegungen, 
die die politische Kembasis für die be
waffneten Aufstände boten, haben sich 
verflüchtigt. Ein tieferer Rückblick sagt

uns, daß diese Massenbewegungen von 
demokratisch inspirierter Opposition zur 
Diktatur angeregt worden sind. Mit der 
Abschaffung der Diktatur wurde dieser 
belebende Faktor beseitigt und die Inter
essen der Bevölkerung auf steigende 
Produktivität und Einkommen umge
lenkt.

Die Linke auf der Suche nach 
Programm und Strategie

Zur Zeit finden zahlreiche Debatten 
über eine geeignete Strategie unter den 
zunehmend an den Rand gedrängten 
linken Bewegungen auf den Philippinen 
statt. Die kombinierten Auswirkungen 
politischer Marginalisierung und tiefer 
interner Unstimmigkeiten haben zu einer 
zunehmden Engstirnigkeit des linken 
Diskurses geführt. Viel Leidenschaft 
wurde in spitzfindige doktrinäre Mei
nungsverschiedenheiten investiert, ohne 
das Gesamtbild einzubeziehen: die ge
waltigen strukturellen, demographischen, 
technologischen und institutioneilen 
Veränderungen, die das Feld der radika
len Politik erfassen. Während linke 
Kräfte nun vor allem von den internen 
Kontroversen in Anspruch genommen 
sind, verlieren sie den Kontakt mit den 
großen Wählergruppen und den breiten 
gesellschaftlichen Kräften, die heute in 
der philippinischen Gesellschaft entste
hen.
Mehr noch als die Frage der Strategie, 
die viele linke Aktivisten auf den Philip
pinen beschäftigt, ist der entscheidendere 
Gegenstand, der angegangen werden 
müßte, der Inhalt der wesentlichen pro
gressiven Agenda für die Zukunft. Un
geachtet der vielgerühmten Abgeschlos
senheit der Filipinos, die Linken einbe
zogen, dürfen die Auswirkungen des 
dramatischen Kollapses der sozialisti
schen Regime in Europa und die ökono
mische Verknöcherung der nationali
stisch-protektionistischen Regime an
derswo in der Dritten Welt nicht unter
schätzt werden. Die Linke auf den Phil
ippinen muß sich - jenseits ihrer jewei
ligen doktrinären Fetische - den Fragen, 
die eine neue Realität aufwirft, stellen: Ist 
angesichts des unwiderstehlichen Schu
bes der Internationalisierung der Pro
duktion und des Konsums das Eintreten 
für ein prinzipiell nationalistisches, 
staatlich initiiertes und abgeschirmtes 
Wirtschaftsprogramms überlebensfähig? 
Nimmt man den Bedarf an Dezentrali
sierung der Regierungsgewalt, den neue 
Produktionstechnologien verlangen, sind 
dann die erneute Zentralisierung von 
Macht und die Reabsorption der Wirt
schaft durch den Staat glaubhafte, futuri
stische, "fortschrittliche" soziale Pro
jekte? Ist ein autoritäres Regierungssy
stem im Kontext wachsender Homoge
nität der politischen Kultur durch tech
nologische Revolutionen in der Kom

munikation eine überlebensfähige Herr
schaftsform, um soziale Gleichheit zu 
erhöhen? Ist der Nationalstaat überhaupt 
noch der lebensfähige Rahmen, in dem 
eine radikale politische Ordnung kon
struiert werden kann? Solange die breite 
Schar linker philippinischer Gruppen 
kein Programm zur Zufriedenheit der 
großen Mehrheit, die in Armut gefangen 
ist und auf Chancen wartet, aufstellt, 
sieht die Zukunft nicht sehr rosig aus.

Alexander R. Magno

Der Verfasser ist Politikwissenschaftler 
und Direktor des Third World Studies 
Center der University of the Philippines 
in Quezon City. Als politischer Kolumnist 
und Verfasser von Leitartikeln des Ma
nila Chronicle ist er auch einer größeren 
Öffentlichkeit bekanntgeworden. Über
setzung aus dem Englischen von Sabine 
Schlieper.

Anmerkung:

1) Der Begriff 'populär struggle’, der auch im 
Text mehrfach auftaucht, wurde im Titel mit 
Volkskampf und an anderen Stellen je nach 
Kontext übersetzt. Er bezieht sich vor allem auf 
die von und an der Basis geführten Auseinan
dersetzungen, die von einer signifikanten An
zahl von Menschen getragen werden und grö
ßere politische Teilhabe und soziale Gerech
tigkeit anstreben.
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